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Schluss mit Lärm! 
BUND erhebt Widerspruch gegen Betrieb auf dem Estering  

 
Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Nieder-
sachen, hat Widerspruch gegen die Genehmigungsentscheidung des Landkreises Stade 
vom 02.06.2017 zum Betrieb auf dem Estering, einer Motorsport-Rennstrecke in Buxte-
hude, erhoben. Vertreten durch die Rechtsanwälte Klemm & Partner, Hamburg, hat der 
BUND in einem knapp 90 Seiten umfassenden Widerspruchsschreiben geltend gemacht, 
dass die dem Automobil Club Niederelbe e.V. (ACN) erteilte Genehmigung von öffent-
lichen Veranstaltungen an 12 und nichtöffentlichen Veranstaltungen an 40 Tagen rechts-
widrig ist. Ausweislich des Widerspruchs liegen zahlreiche erhebliche Verfahrensmängel 
und Ermittlungsdefizite vor.  
 
Mit seinem Widerspruch macht der BUND u.a. geltend, dass die Naturschutzvereinigun-
gen entgegen gesetzlicher Vorgaben vom Landkreis Stade nicht beteiligt worden sind und 
in rechtswidriger Weise eine Öffentlichkeitsbeteiligung unterblieben ist. In Bezug auf die 
Umweltfragen, sei weder eine ordnungsgemäße Vorprüfung nach dem Umweltverträglich-
keitsgesetz (UVPG) erfolgt, noch sei die erforderliche Verträglichkeitsprüfung nach der 
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) durchgeführt worden. Diese sei jedoch zwingend 
geboten, da der Estering unmittelbar an das europarechtlich geschützte FFH-Gebiet Este-
tal angrenzt. Das Estetal beheimatet seltene und besonders streng geschützte Arten und 
einen einzigartigen, schützenswerten Lebensraum. Diesem Gebiet sei im Genehmigungs-
verfahren jedoch keinerlei Beachtung geschenkt worden. Darüber hinaus befindet sich der 
Estering im Trinkwasserschutzgebiet für die Region. Auch dies sei nicht hinreichend 
geprüft und beachtet worden.  
 
„Damit ist dem aktuell geltenden Umwelt- und Naturschutzrecht nicht entsprochen wor-
den und aktuelle Daten über den Zustand und die Schutzbedürftigkeit des Estetals nicht 
in den Abwägungs- und Entscheidungsprozess nicht im erforderlichen Maß einbezogen 
worden“, so Heiner Baumgarten, Landesvorsitzender des BUND Niedersachsen. Außerdem 
führt der Widerspruch aus, dass die erteilte Genehmigung gegen Vorgaben des Bundes-
immissionsschutzgesetzes verstoße. Darüber hinaus sei auch die durch die Hansestadt 
Buxtehude gebilligte Befreiung von den einschränkenden Festsetzungen des Bebauungs-
plans rechtswidrig. Der geltende Bebauungsplan der Hansestadt Buxtehude bestimmt, 
dass maximal 12 Veranstaltungen im Jahr auf dem Estering durchgeführt werden dürfen 
und darüber hinaus aus Lärmschutzgründen keine Nutzung erfolgen darf.  
 
„In eklatanter Weise wird mit der Genehmigungserteilung gegen geltendes Recht ver-
stoßen. Mit dem vom Landkreis Stade durchgeführten Verfahren wurden die gesetzlich 
geschützten Umweltbelange gänzlich ignoriert. Damit hat der Landkreis Stade kein 
ordnungsgemäßes Verfahren durchgeführt. Das alles, obwohl sich der BUND aktiv um die 
Beteiligung am Verfahren bemüht hat. Statt aber die Öffentlichkeit und die Naturschutz-



 

vereinigungen an der Entscheidung zu beteiligen, wurden hinter verschlossenen Türen 
Fakten geschaffen“, so Dr. Stefanie Grünewald von Rechtsanwälte Klemm & Partner, die 
den BUND in diesem Verfahren vertritt. „Wirtschaftliche Belange und sportliche Begeiste-
rung alleine sind aber keine Rechtfertigung dafür, geltendes Recht zu umgehen.“ 
 
Seit Jahrzehnten wird Kritik an der Genehmigungslage des Esterings geübt. Ursprünglich 
war der Estering nur auf Basis einer Baugenehmigung gestattet worden. Und auch bei der 
Überführung des Esterings in das geltende Bundesimmissionsschutzrecht hat es zu kei-
nem Zeitpunkt eine Öffentlichkeitsbeteiligung gegeben. „Der vom ACN gestellte Antrag 
hätte erstmals seit Jahren eine Chance eröffnet, alle Betroffenen an einen Tisch zu holen 
und zu einer vernünftigen Lösung zu gelangen. Doch statt mit dem BUND und anderen 
Akteuren gemeinsam ein ordnungsgemäßes Verfahren und eine Öffentlichkeitsbeteiligung 
durchzuführen, hat sich der Landkreis Stade dafür entschieden, die seit Jahrzehnten 
bestehende unsaubere Rechtlage fortzuführen,“ so Grünewald.  
 
„Der BUND hat sich mit dem begründeten Widerspruch demgegenüber dazu entschieden, 
auf die Ordnungsmäßigkeit hinzuwirken“, erläutert die Rechtsanwältin. „Für den BUND 
haben wir deshalb auch ausdrücklich gegenüber dem Landkreis das Angebot unterbreitet, 
im Rahmen des Widerspruchsverfahrens alle Akteure an einen Tisch zu holen und gemein-
sam nach Lösungen zu suchen. Das dürfte die letzte Chance für den Landkreis Stade, die 
Stadt Buxtehude und den ACN sein, ohne gerichtliches Verfahren zu einer für alle Betrof-
fenen sowie Umwelt und Natur verträglichen Lösung zu gelangen. Diese Chance sollte im 
Interesse aller nicht ungenutzt bleiben.“ 
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Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND) ist bundesweit mit mehr als 500.000 Mitgliedern, Spendern und 
Förderern der größte Umweltverband Deutschlands. In Niedersachsen zählt der Verein rund 33.000 Mitglieder und Förderer. Der Verein 
ist vom Staat als Umwelt-/Naturschutzverband anerkannt. Der BUND versteht sich als die treibende gesellschaftliche Kraft für eine 
nachhaltige Entwicklung in Deutschland. Die Vision: ein zukunftsfähiges Land in einer zukunftsfähigen und friedfertigen Welt. 


